
schlechtsspezifischen Wahlverhalten war angesichts
der Einbindung der Frauen in Berufstätigkeit und 
des Durchlaufens identischer Sozialisationsinstitu-
tionen (d. h. höhere Bildung) zu erwarten. Wenn
jüngere Frauen höherer Berufspositionen und hö-
herer Bildung jedoch heute CDU/CSU um 10 bis
20 Prozentpunkten weniger wählen als die jüngeren
Männer (deren Werte bereits niedriger sind als die
der älteren Männer) und SPD sowie GRÜNE deut-
lich bevorzugen, muß es dafür auch Gründe geben,
die in der „politischen Sphäre“ zu suchen sind.

Konfession und Kirchgangsfrequenz
Anhand der Daten aus der Wahlumfrage 1987 soll
die Verteilung in der soziodemographischen „Kern-
gruppe“ der CDU/CSU. den Katholiken, beschrie-
ben werden. Auch hier ist angesichts der kleinen
Fallzahlen Vorsicht geboten.
Unter den ab 1951 Geborenen nimmt die Kirch-
gangsfrequenz stark ab, unter den Jahrgängen nach 
1955 gehen circa 40 Prozent seltener als einmal pro
Jahr in die Kirche, unter denen nach 1960 nur noch
maximal 10 Prozent (fast) jeden Sonntag. Bei den
Inhabern höherer Bildungsabschlüsse ist die Ab-
nahme noch gravierender.
Zwar behalten auch die ab 1946 Geborenen den aus
der Wahlforschung bekannten Zusammenhang von
relativ hoher Kirchgangsfrequenz und Wahlent-
scheidung31 ) zugunsten von CDU/CSU insgesamt
betrachtet bei, während die GRÜNEN mit abneh-
mender Kirchgangsfrequenz stärker mit der SPD
konkurrieren. Ab 1946 Geborene mit „neuer Mit-
telschicht-Bildung“ gehen aber nicht nur weniger in
die Kirche als bis 1945 Geborene mit dieser Bil-
dung, sondern auch innerhalb der Gruppe mit der-
selben Kirchgangsfrequenz wählen sie weniger
CDU/CSU, mehr SPD und GRÜNE. Sie gehen sel-
tener in die Kirche als der Durchschnitt aller ab
1946 Geborenen, sie wählen jeweils zehn Prozent-
punkte weniger CDU/CSU und SPD als diese Ge-
samtheit, aber mehr als doppelt so häufig die GRÜ-
NEN. Diese Tendenz zeigt sich durch alle Kirch-
gangsgruppen. Das Kernmilieu der CDU/CSU löst
sich auf. Wenn diese Entwicklung der CDU/CSU
bisher nicht geschadet hat, ist dies auf den Anstieg
der Unions-Präferenz in den einzelnen Gruppen
der Kirchgangsfrequenz (ohne Aufteilung nach Al-

31) Vgl. Karl Schmitt, Inwieweit bestimmt auch heute noch
die Konfession das Wahlverhalten? Konfession. Parteien
und politisches Verhalten in der Bundesrepublik, in: Der
Bürger im Staat, 34 (1984) 2; die Beiträge von Franz Urban
Pappi und Karl Schmitt in: Dieter Oberndörfer/Hans Rattin-
ger/Karl Schmitt (Hrsg.), Wirtschaftlicher Wandel, religiöser
Wandel und Wertwandel. Folgen für das politische Verhal-
ten in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1985.

32) Vgl. K. Schmitt, 1985, (Anm. 31), S. 292f.; Forschungs-
gruppe Wahlen (Anm. 25), S. 269 f. gibt einen Überblick
über die Entwicklung von 1976 bis 1987.

ter, Bildung) von 1953 bis heute zurückzuführen ).
Die Unterschiede im Wahlverhalten von Katholi
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ken und Protestanten sind etwa gleich geblieben,
Verschiebungen zwischen den Parteien von einer
Wahl zur anderen erfolgten in beiden Konfessionen
relativ gleichmäßig.
Bei den jüngeren und besser ausgebildeten Katho-
liken sind die stärksten Anzeichen zur Milieu-Auf-
lösung festzustellen. Außerdem unterscheidet sich
das Wahlverhalten zwischen den Generationen un-
abhängig von der Kirchgangsfrequenz. Jüngere Ka-
tholiken mit höheren Bildungsabschlüssen weisen
geringere Unterschiede zu ihrem protestantischen
Pendant auf als bis 1945 Geborene mit „neuer Mit-
telschicht-Bildung“ oder als die Gesamtheit aller
jüngeren Katholiken; diese Unterschiede betragen
nur einige Prozentpunkte. Zumindest in dieser
Gruppe ist langfristig eine starke Annäherung zum
protestantischen Pendant im Wahlverhalten aufge-
treten — ein weiteres Anzeichen dafür, daß sich
Wahlverhalten bzw. Verschiebungen von einer
Wahl zur anderen von Milieus bzw. sozialen Merk-
malen zu lösen begonnen haben.

Nähe zur Gewerkschaft
Als Pendant zur Bedeutung der Katholiken für die
CDU/CSU wird nachfolgend die Entwicklung in
der soziodemographischen „Kerngruppe“ der SPD,
Personen mit Nähe zur Gewerkschaft, untersucht.
Indikator hierfür ist, ob ein Gewerkschaftsmitglied
im Haushalt wohnt (der/die Befragte oder ein ande-
res Familienmitglied). Unabhängig von den weite-
ren Ausführungen bleibt festzuhalten, daß mit dem
Schrumpfen der Arbeiterschaft das sozialdemokra-
tische (Ur-)Wählerpotential geringer geworden
ist.
Eigene Gewerkschaftsmitgliedschaft bzw. das Zu-
sammenleben mit einem Gewerkschaftsmitglied
nehmen unter den ab 1946 Geborenen mit dem
Lebensalter ab. Unter den Inhabern höherer Bil-
dungsabschlüsse ist die Gewerkschaftsfeme bei al-
len Altersgruppen besonders stark ausgeprägt. Ins-
besondere von den seit Mitte der fünfziger Jahre
Geborenen mit höheren Bildungsabschlüssen sind
sehr viel weniger Gewerkschaftsmitglieder als von
den Befragten aus anderen Bildungsgruppen —
wenngleich oder obwohl sie mit einem Gewerk-
schaftsmitglied überproportional oft in einem
Haushalt leben.
Gewerkschaftsnähe wirkt sich in fast allen Arbeit-
nehmergruppierungen eindeutig zugunsten der
SPD und zu Lasten von CDU/CSU aus. In Kombi-
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nation mit „neuer Mittelschicht-Bildung“ profitie-
ren von Gewerkschaftsnähe die GRÜNEN auf Ko-
sten der SPD; Gewerkschaftsferne und „neue Mit-
telschicht-Bildung“ verstärken die Tendenz zu
CDU/CSU und FDP primär zu Lasten der SPD.
insbesondere unter den oberen Angestellten/Beam-
ten aber auch zu Ungunsten der GRÜNEN. (Die
Auswirkungen der Zugehörigkeit zur neuen Mittel-
schicht sind weitgehend identisch mit denen der Bil-
dung.)
Bei der Betrachtung der ab 1946 Geborenen (alle
Berufsgruppen) mit höherer Bildung erweist sich,
daß der Einfluß des Faktors Bildung auf die jewei-
lige Wahlpräferenz stärker ist als die Nähe oder
Ferne zur Gewerkschaft — und zwar zugunsten der
GRÜNEN. Die Anteile von CDU/CSU und FDP in
gewerkschaftsfemen Haushalten sinken geringfü-

gig. die der SPD sogar sehr bedeutend, währen
sich der Anteil der GRÜNEN verdoppelt.

Angesichts der kleinen Fallzahlen ist Vorsicht gebo
ten, dennoch lassen Werte aus gewerkschaftsnahei
Haushalten folgenden Schluß zu: Jüngere Wähle 
mit höherer Bildung (aus allen Berufsgruppen), ir
deren Haushalt ein Gewerkschaftsmitglied lebt 
sind offensichtlich nicht mehr zugunsten der SPE
eingestellt bzw. politisch sozialisiert worden — sie
präferieren die GRÜNEN.

In der neuen Mittelschicht zeigen sich die selben
Tendenzen wie bei den oben genannten, beruflich
tätigen Inhabern höherer Bildungsabschlüsse, ohne
jedoch so eindeutig für die GRÜNEN auszuschla-
gen.

IV. Die neue Mittelschicht — ein vorläufiges Ergebnis

Die bisherigen Ausführungen konnten erste Hin-
weise auf das Wahlverhalten der sogenannten
neuen Mittelschicht geben. Die Erarbeitung einer
Definition des Terminus „neue Mittelschicht“ war
dazu eine unabdingbare Voraussetzung. Nach Dar-
stellung der wachsenden politischen Bedeutung der
neuen Mittelschicht wurden erste Tendenzen in ih-
rem Wahlverhalten 1953 bis 1987 aufgezeigt und
hinsichtlich der Rolle einiger soziodemographi-
scher Faktoren untersucht.
Um das Wahlverhalten der neuen Mittelschicht um-
fassend zu erforschen, müssen noch andere Fakto-
ren ausführlich erörtert werden, z. B. Wechselwäh-
lerverhalten. soziale Mobilität, öffentlicher Dienst/
privater Sektor. Bedeutung der Wirtschaftspolitik,
subjektive Schichteinordnungen. Wohngegend,
Post-Materialismus-Einstellungen. Das Gewicht
der Faktoren müßte einer multivariaten Analyse
unterzogen werden.
Wünschenswert wäre der Vergleich mit anderen
westlichen Industrieländern, um Abweichungen
oder Übereinstimmungen im Wahlverhalten zwi-
schen den neuen Mittelschichten der zu untersu-
chenden Länder sowie innerhalb der zu untersu-
chenden Länder jeweils zwischen der neuen Mittel-

schicht und den anderen Schichten zu untersuchen
und die dahinter stehenden Faktoren zu analysie-
ren.

Die Ausführungen über die Bundesrepublik haben
gezeigt, daß weitere Forschungen notwendig und
lohnend sind. Dadurch, daß sich die Angestellten/
Beamten in den sechziger Jahren von den alten
Wahlkoalitionen mit bürgerlichen Parteien gelöst
hatten, trugen sie zu den sinkenden Werten schich-
tenspezifischen Wahlverhaltens bei. Die neue Mit-
telschicht war an dieser Entwicklung beteiligt.
Schichtenspezifische Unterschiede sind zwar noch
vorhanden, verlieren aber unter den besser ausge-
bildeten jüngeren Wählern ebenso an Bedeutung
wie die Stamm-Milieus der Parteien und die ande-
ren soziodemographischen Faktoren. Da die Ver-
änderungen im Abstimmungsverhalten von einer
Wahl zur anderen in den soziodemographischen
(Unter-)Gruppen tendenziell parallel verlaufen,
wird dieser Trend zur Auflösung der Wahltraditio-
nen für sich alleine nicht zu einschneidenden Ver-
änderungen in den nächsten Wahlen führen. Die
Untersuchung der Einflüsse von Sachproblemen
und politischen Werten muß der weiteren For-
schung vorbehalten bleiben.
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Rainer A. Roth

Entwicklungstendenzen der politischen Kultur
bei Jungwählern

Zwanzig Jahre nach den turbulenten Zeiten des
Jahres 1968 ist das politische Szenarium der heran-
wachsenden Generation vergleichsweise ruhig. Die
Wogen von damals haben sich geglättet, die Stürme
gelegt, das Schiff unserer Gesellschaft steuert wie-
der — trotz vieler politischer Probleme — in ruhi-
gerem Fahrwasser. Haben wir seither eine andere
Republik ) mit einer anderen politischen Kultur
erhalten? Wächst unsere gegenwärtige Jugendge

1

-
neration unter anderen Rahmenbedingungen auf

und in eine andere politische Zukunft hinein,
weil ihre Einstellungen und Handlungsmuster sich
geändert haben? Zeichnet unsere heutige Jung-
wählergeneration eine andere politische Kultur
aus oder sollten und müßten wir nicht auf Ent-
wicklungen achten, die zur Sorge Anlaß ge-
ben könnten? Eine Fülle von Fragen, auf die in die-
sem Zusammenhang zweifellos nur in einem
begrenzten Umfange Antworten zu finden sein
werden.

I. Eine „stille“ oder „versandete“ Revolution?

In seinem Rückblick auf das Jahr 1968 sprach un-
längst Ralf Dahrendorf2) von einer Revolution, die
nie stattfand, und meinte: „Dem Aufschwung der
Ideen folgte alsbald die Verharzung der tatsächli-
chen Verhältnisse.“ Erinnern wir uns: In der Aus-
einandersetzung um die Reformpolitik der sozialli-
beralen Koalition, in welche die Forderungen des
studentischen Protestes nach Demokratisierung,
Emanzipation, Liberalisierung, Entnormierung,
Abbau von unbefragter Autorität, Rechte der Min-
derheiten, Freiräume für das Individuum und 
Chancengleichheit Eingang gefunden hatten, kam
es zu heftigen Kontroversen über die Grundlagen
unserer Demokratie insgesamt, deren Anerken-
nung bis dahin augenscheinlich völlig außer Zweifel
gestanden hatte. Jene „Grundwerte-Debatte“3),
die sich hauptsächlich an der Straf-, Ehe- und Fa-
milienrechtsproblematik entzündet hatte, dar-
über hinaus aber auch Experimentierformen eines
neuen Lebensstils anregte, zerriß förmlich einen

1) Im Jahre 1979 noch meinte Kurt Sontheimer, einen Wan-
del der politischen Kultur feststellen zu können, der seinen
Ausgang in den sechziger Jahren genommen habe und dessen
Kennzeichen insbesondere der verlorengegangene Konsens
über die Bedeutung von Demokratie, Freiheit und legitimer
Gewalt sei. Dieses gewandelte politische Bewußtsein, dem
die Demokratie als Staats- und Lebensform nicht mehr
selbstverständlich sei, trage in sich die Gefahr — auch wenn 
das politische System noch relativ gut funktioniere — , „am 
Ende eine andere Republik“ heraufzubeschwören. Vgl. Kurt
Sontheimer. Die verunsicherte Republik. Die Bundesrepu-
blik nach 30 Jahren. München 1979. S. 119 ff.
2) Ralf Dahrendorf, Die Revolution, die nie stattfand. Ab-
schied von 1968. Ein ironischer Streifzug durch die sechziger
Jahre, in: Die Zeit vom 13. Mai 1988, S. 3.
3) Vgl. Günter Gorschenk (Hrsg.), Grundwerte in Staat und
Gesellschaft. 19783.

4) Helmut Schmidt, Ethos und Recht in Staat und Gesell-
schaft, in: G. Gorschenk (Anm. 3), S. 13—28, Zit. S. 22.
5) Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft, Reinbek
1979.

Schleier, hinter dem sich nicht nur ein brüchig
gewordener Konsens über die Fundamente un-
serer politischen Ordnung, sondern weithin auch
unvereinbar gewordene Gestaltungsvorstellun-
gen für ein politisch-gesellschaftliches Zusammen-
leben verbargen. Dieser Verlust der gemeinsa-
men Wertbasis — oder müssen wir eher von einem
Bewußtwerden unterschiedlicher Wertüberzeu-
gungen sprechen? — ließ fortan den Streit um
den Staat als Garanten jener — vermeintlich —
gemeinsamen Wertordnung kaum mehr ver-
stummen.

Dabei verkannte man vielfach, daß der pluralisti-
sche Staat bei seinen politischen Entscheidungen
letztlich stets auf ein in der Gesellschaft als mehr-
heitsfähig vorhandenes Ethos angewiesen ist; oder
wie Helmut Schmidt dies seinerzeit formulierte:
„Wenn bestimmte ethische Auffassungen in der
Gesellschaft nicht mehr vorhanden sind, dann ver-
liert das Recht seine demokratische Legitimation.
Der Staat kann ein nicht mehr vorhandenes Ethos
nicht mehr zurückholen, und er kann ein nicht mehr
vom Konsens der Gesellschaft getragenes Ethos
nicht durch Rechtsnormen für verbindlich erklä-
ren.“4)

Im Jahre 1973 erschien Daniel Bells5) Studie über
„Die nachindustrielle Gesellschaft“. Bell ging dabei
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von der These aus. daß sich bis zum Ende dieses
Jahrhunderts nicht nur in den USA. sondern vor
allem in Westeuropa, aber auch in Japan und der
Sowjetunion ein derart tiefgreifender Wandel der
Sozialstruktur, der auf den politischen und kulturel-
len Bereich nicht ohne Einfluß bleiben könne, voll-
ziehen werde, so daß die bisherigen Industrienatio-
nen danach als post-industrielle Gesellschaften zu
gelten hätten6). Diese nachindustrielle Gesell-
schaft. auf die wir uns seit der Mitte dieses Jahrhun-
derts deutlich zubewegt haben, sah Bell — idealty-
pisch zwar, aber dennoch klar erkennbar — durch
fünf Dimensionen geprägt: nämlich a) den Über-
gang von einer güterproduzierenden zu einer
Dienstleistungswirtschaft; b) den Vorrang einer
Klasse professionalisierter und technisch qualifi-
zierter Berufe; c) die zentrale Stellung von theore-
tischem Wissen als Quelle von Innovationen im
gesellschaftlich-politischen Bereich; d) die Steue-
rung des technischen Fortschritts und eine entspre-
chend vorrangige Bewertung der Technologie, und 
schließlich e) die Schaffung und Nutzung einer
neuen „intellektuellen Technologie“7). Wir kön-
nen in der Tat feststellen, daß sich die Bundesrepu-
blik in den siebziger Jahren anschickte, einige die-
ser Dimensionen in ihrem „postindustriellen“ Aus-
prägungen zu erreichen.

6) Vgl. ebda.. S. 360 und S. 8f.
7) Siehe ebda., S. 31.
8) Siehe ebda., S. 30.
9) Ebda., S. 352f.

10) Ronald Inglehart. The Silent Revolution in Europe: In-
tergenerational Change in Post-Industrial Societies, in: Ame-
rican Political Science Review. 65 (1971). S. 991—1017.
11) So Ronald Inglehart in seinem Aufsatz: Wertwandel in
den westlichen Gesellschaften: Politische Konsequenzen von
materialistischen und postmaterialistischen Prioritäten, in:
Helmut Klages / Peter Kmieciak (Hrsg.). Wertwandel und
gesellschaftlicher Wandel, Frankfurt 1979, S. 279—316, zit.
S. 279.
12) Vgl. ebda., S. 296ff. Siehe in diesem Zusammenhang
auch meine Habilitationsschrift: Zur Problematik der politi-
schen Kultur der Jungwähler in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Passau 1984, insbesondere S. 231 ff.

Wenngleich Bell die kulturellen Fragen und die
Probleme des Bewußtseinswandels nicht in den
Mittelpunkt seiner Analyse stellte, sondern viel-
mehr davon ausging, diese würden durch den Wan-
del in der Sozialstruktur nicht determiniert8), so
hielt er es andererseits geradezu für das Wesens-
merkmal der angedeuteten Entwicklung, daß sich
Gesellschaftsstruktur und Kultur in einem Maße
voneinander absonderten, weshalb man heute
(d. h. in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts)
nicht mehr von einem integrierten Wertsystem
sprechen könne. Der Kapitalismus habe seit den
fünfziger Jahren unseres Jahrhunderts aufgehört,
sich durch bzw. mit Prinzipien wie „Arbeit“ und 
„Eigentum“ zu rechtfertigen, sondern gebe sich
seither zunehmend mit materiellen Statussymbolen
und der Ausweitung von Vergnügungen zufrieden.
„Ein höherer Lebensstandard und eine Lockerung
der Sitten wurden nun als Zeichen persönlicher
Freiheit gewertet und zum Selbstzweck erho-
ben.“9) Dies alles verlangt für seine Rechtfertigung
nach keiner transzendentalen Ethik mehr, sondern
begnügt sich mit einer profanen Zweckrationali-
tät.

Nun lenkten ja insbesondere die Studentenunruhen
der sogenannten „68er-Generation“ mit ihren spek-
takulären Aktionen gerade von der Beobachtung
und Beachtung soziopolitischer Vorgänge hinter
diesem Szenarium eher ab, als daß sie darauf auf-
merksam gemacht hätten. Ronald Inglehart )
glaubte deshalb, im Jahre 1971 von einer „silent
revolution“ (einer stillen Revolution)

10

sprechen zu
können, welche die westeuropäischen nachindu-
striellen Gesellschaften erfaßt und bereits deutlich
verändert hätte. So konstatierte er: „Die Werte der
westlichen Gesellschaften scheinen sich von einer
beinahe ausschließlichen Betonung der materiellen
und physischen Sicherheit in Richtung auf eine hö-
here Bewertung von immateriellen Aspekten des
Lebens verlagert zu haben, wobei Themen wie Le-
bensqualität eine größere Bedeutung gewinnen und
die Entwicklung eines weniger parochialen (= eng-
tirnigen, um den Kirchturm kreisenden — R. R.),
mehr kosmopolitischen Gefühls von politischer
Identität begünstigt wird.“ )11

Inglehart hat nun seine Beobachtungen auf die grif-
fige Formel gebracht, die westlichen Industriestaa-
ten befänden sich auf dem Weg von materialisti-
schen zu postmaterialistischen Gesellschaften. Ur-
sachen für diesen Wertwandel seien insbesondere
ökonomische Unsicherheit und das Empfinden
physischer Gefahren, also destabilisierende oder
verunsichernde sozioökonomische Faktoren, die in
den sogenannten „formativen Lebensphasen“
(d. h. in den ersten zwanzig Lebensjahren) einer
Generation vorherrschten. Hieraus erkläre sich
auch der noch relativ geringe Anteil der „Postma-
terialisten“ in der Bundesrepublik (gegenüber den
Niederlanden, Großbritannien und den USA).
Dennoch könne man zwischen heranwachsender
und älterer Generation bereits ein deutliches Aus-
einanderdriften (Materialisten versus Postmateria-
listen: 16—29jährige 32 Prozent zu 15 Prozent; über
70jährige 74 Prozent zu 2 Prozent) feststellen12).

Inglehart ging also davon aus, daß die lange relative
Prosperitäts- und Friedensaera in den hochindu-
strialisierten Staaten Westeuropas zu wesentlichen
und bleibenden Einstellungs- und Wertverschie-
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bungen insbesondere bei der jüngeren Generation
geführt habe. Ihrer Qualität nach bewirkten diese
Neuorientierungen einen Bedeutungsverlust sozia-
ler Unterschiede und Konflikte, ebenso auch eine
wachsende Geringschätzung traditioneller Institu-
tionen (Autorität, Familie, Bürokratie, parlamen-
tarisches System) und eine Lockerung von natio-
nalen Bindungen („nationale Identität“); anderer-
seits verstärkten sich jedoch supranationale Orien-
tierungen (Europaidee), das Interesse an Lebens-
qualität (Umweltschutz) und Formen direkter
politischer Partizipation in überschaubaren Ini-
tiativ- und Aktionsgruppen (Bürgerinitiativbewe-
gung).

Inglehart ist ob seiner Theorie eines allmählichen
Wandels von materialistischen zu postmaterialisti-
schen Werten zum Teil heftig kritisiert worden ).
Wenngleich man viele seiner Befunde und Erklä

13

-
rungen als faszinierend und durchaus überzeugend
akzeptieren kann, so liegt doch in der Grundstruk-
tur seiner Theorie, daß sich nämlich jener Wert-
wandel in nachindustriellen Gesellschaften auf ei-
nem eindimensionalen Kontinuum vom materiali-
stischen hin zum postmaterialistischen Pol voll-
ziehe, die entscheidende Schwäche. Hieraus ergäbe
sich letztlich ein unumkehrbares „Nullsummen-
spiel“ ) dergestalt,14 daß traditionelle Werte eines
Tages gänzlich durch postmaterialistische Werte er-
setzt würden.

Wenn man umgekehrt, trotz aller Anzeichen von
zum Teil tiefgreifenden Veränderungen, letztlich
dem „Fortbestehen industriebürgerlicher Vorstel-
lungen und Wertsetzungen“ das Wort redet und
jede „post-industrielle Abkunft“ leugnet, wie dies
Walter Jaide ) tut, so wird damit das Problem an
sich eher verschärft als einer Lösung zugeführt. In
der gegenwärtigen Situation muß man jedoch zu

15

-
mindest die rapide angewachsene „Instabilität von
Wert-Prioritäten“ ) ernsthaft zur Kenntnis neh16 -
men. um den zur Diskussion stehenden Erscheinun-
gen gerecht werden zu können.

In diesem Zusammenhang erscheint die Betrach-
tungsweise der Wert-Problematik durch Helmut

13) So z. B. Franz Lehner, Die .stille Revolution1: Zur Theo-
rie des Wertwandels in hochindustriellen Gesellschaften, in:
H. Klages / P. Kmieciak (Anm. 11), S. 317—327; ferner
Walter Jaide, Wertwandel? Grundfragen zu einer Diskus-
sion, Opladen 1983.
14) Vgl. hierzu insbesondere Helmut Klages, Wertorientie-
rungen im Wandel. Rückblick. Gegenwartsanalyse, Progno-
sen, Frankfurt 1984, S. 22 f.
15) Siehe W. Jaide (Anm. 13), S. 118 f.
16) F. Lehner (Anm. 13), S. 325.

Klages ) sehr17 hilfreich. Klages versucht nun zu-
nächst einmal dem Terminus des Wertwandels sei-
nen radikalen Anspruch, „eine Quasi-Konstante
unserer gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhält-
nisse“ zu sein, dadurch zu nehmen, daß er diese
offensichtlichen Veränderungen, die sich haupt-
sächlich in der jungen Generation etwa von der
Mitte der sechziger Jahre bis zum Ende der siebzi-
ger Jahre in der Bundesrepublik vollzogen haben,
als einen „Wertwandlungsschub“ bezeichnet. Die-
ser ist faktisch zu einem Ende gelangt, hat aller-
dings „veränderte Verhältnisse“ geschaffen, die ins-
besondere durch Kriterien wie Unsicherheit und
Instabilität gekennzeichnet werden können.

Insofern wollen wir mit H. Klages unter „Wertwan-
del“ einen längerfristigen Trend der Veränderung
hinsichtlich der Gewichtigkeit bestimmter Werte im
Einstellungsgefüge der Bevölkerung (durchaus
auch insgesamt) verstehen; dabei muß es sich aber
um bedeutsame Werte, nicht nur um subkulturelle
Modeerscheinungen handeln. Man sollte sich zu-
dem vergegenwärtigen, daß das Aufkommen
„neuer“ bestandskräftiger Werte kaum zu erwarten
ist und bei dem Wertwandel in der Bundesrepublik
auch nicht erfolgte. Damit ist diesem Vorgang auch
das revolutionäre Element genommen, wenngleich
wir uns hierbei in einen Gegensatz zu Elisabeth
Noelle-Neumann ) begeben, die bewußt zur Inter18 -
pretation dieser Veränderung die Kennzeichnung
„revolutionär“ in Anspruch nahm.

R. Dahrendorf19) hat recht, wenn er feststellt, daß
sich der Blick der 68er-Generation von den neuen
Horizonten alsbald den eigenen Interessen zu-
wandte, die Forderung nach politischer Beteiligung
in die Sehnsucht nach gesicherten Positionen um-
schlug, und das Einrücken in entsprechende Wir-
kungskreise — zumal jenen des öffentlichen
Dienstes — in die Übernahme der damit verbunde-
nen Mentalitäten einmündete. Insofern vermag
Dahrendorf im Jahre 1968, dem Jahr „der unauf-
findbaren Revolution“, nicht den Eintritt in eine
neue Phase oder den Beginn der Postmoderne zu
erkennen, sondern weit eher den — zugegebener-

17) Hierzu insbesondere: Helmut Klages (Anm. 14), S. 20f.
und ders., Wertwandel und politisches Handeln. Zur politi-
schen Kultur der Bundesrepublik Deutschland, in: Klaus
Weigelt (Hrsg.), Werte, Leitbilder, Tugenden. Zur Erneue-
rung politischer Kultur, Mainz 1985, S. 147—169.
18) Elisabeth Noelle-Neumann, Die stille Revolution.
Wandlungen im Bewußtsein der deutschen Bevölkerung, in:
dies. (Hrsg.), Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie
1976-1977, Bd. VII, Wien 1977, S. VII-XXXIX und
XXIV: „Ich dagegen erkläre die Veränderungen (bezüglich
der Werthaltungen-R.R.) als .revolutionär1, (weil sie) nicht
in wenigen Jahren wieder rückgängig zu machen11 (sind).
19) Vgl. R. Dahrendorf (Anm. 2).
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maßen durchaus dramatischen — Schlußpunkt un-
ter die Nachkriegszeit.
Dennoch brachte das Jahr 1968 eine gewisse Zäsur,
wenngleich deren Auswirkungen auch in den Folge-
jahren erst nach und nach deutlicher hervortraten.

Ein einfaches Zurückdrehen politischer Vorstellun-
gen auf einen Status quo ante war zweifellos fortan
nicht mehr möglich. Man mußte mit Verschiebun-
gen und Neuorientierungen im Rahmen politischer
Einstellungen künftig durchaus rechnen.

II. Veränderungen in der Struktur politischer Einstellungen

Wir können nun zweifellos in der Gesellschaft der
Bundesrepublik — in der heranwachsenden Gene-
ration der Jungwähler zumal — seit den siebziger
Jahren eine deutliche Wendung weg von sogenann-
ten Pflicht- und Akzeptanzwerten hin zu Selbstent-
faltungswerten ) feststellen. Unter Pflicht- und20

Akzeptanzwerten versteht man dabei vornehmlich
jene Haltungen und Orientierungen, die den einzel-
nen in einem starken Maße auf gesellschaftliche
Anforderungen und Notwendigkeiten verpflichten,
ihn an ein „Ethos“ binden. In diesem Sinne wirken
Pflicht- und Akzeptanzwerte sehr sozialintegrativ;
der einzelne, der mit einem hohen Potential solcher
Werte ausgestattet ist, fühlt sich von der gemeinsa-
men Aufgabe in die Pflicht genommen, er erfährt
aber auch für seine Selbstachtung aus diesem
Dienst für die Gemeinschaft starke Impulse und
Befriedigung, und er vermag um der Sache willen
eigene Bedürfnisse weitgehend zurückzustellen;
andererseits entwickelt ein solcher Mensch gele-
gentlich eine hohe Sensibilität für Ungerechtig-
keiten. wenn seine Leistungen nicht entsprechend
gewürdigt werden; dann kann er sich in seiner Ehre
gekränkt fühlen, weil er die Geringschätzung seines
Einsatzes als Verrat an den dahinterstehenden
Werten interpretiert. Die Tendenz zu dogmati-
schen Einstellungen mit all ihren Konsequenzen
(Autoritätshörigkeit, Intoleranz, mangelnde Kon-
fliktfähigkeit usf.) ist damit vorgeprägt.
Deutlich anders wirkt die Dominanz von Selbstent-
faltungswerten. Hier haben wir es mit einer Grund-
einstellung zu tun. der es um eine entschiedene
Abwehr von Außenanforderungen geht. Vorrang
besitzen Zielsetzungen wie Kreativität. Autonomie
und Selbständigkeit. Auf vermeintliche oder tat-

sächliche Einschränkungen derartiger Unabhängig-
keitsbestrebungen erfolgt teilweise eine heftige Ge-
genreaktion. Man erfaßt nun diese Grundhaltung
nur unzulänglich mit dem Etikett „Emanzipations-
bestrebungen“; denn in diesem Trachten nach
Selbstentscheidung und Ungebundenheit entfalten
sich auch Partizipationsbereitschaften, denen es um
die Ausweitung von Selbstentfaltungswerten (zum
Teil sogar mit missionarischem Anspruch) geht.

Diese Wertverschiebungen schlagen nun zweifellos
auf entscheidende gesellschaftliche Bereiche wie
Erziehung, Familie, Arbeits- und Berufswelt durch
und prägen damit auch grundlegende Einstellungen
gegenüber dem politischen System, so daß wir da-
durch auch Veränderungen in bezug auf die politi-
sche Kultur — insbesondere die Jungwählergenera-
tion betreffend — annehmen können.

Die führenden Meinungsforschungsinstitute in der
Bundesrepublik haben nun über Jahre hinweg im-
mer wieder die Wertschätzung von Erziehungszie-
len zu erforschen gesucht, um damit Aussagen über
einen eventuellen Wandel hinsichtlich der Persön-
lichkeitsstruktur machen zu können. So gelang es
beispielsweise EMNID. in den Jahren 1951 bis 1976
recht deutliche Verschiebungen bezüglich der
Werte „Selbständigkeit“ bzw. „Gehorsam und Un-
terordnung“ festzustellen, während „Ordnungs-
liebe und Fleiß“ als Erziehungsmaximen relativ
konstant blieben210 ).

20) Vgl. H. Klages (Anm. 14). S. 26ff.

21) Der „Wandel der Erziehungswerte“ (1951 — 1976), fest-
gestellt durch Untersuchungen des EMNID-Institutes, zit.
Martin und Sylvia Greiffenhagen, Ein schwieriges Vater-
land. Zur politischen Kultur Deutschlands. München 1979,
S. 379.
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Tabelle 1: Veränderung von Erziehungszielen 1951—1976

Auf welche Eigenschaften sollte die Erziehung der Kinder vor allem hinzielen: Gehorsam und Unterord-
nung, Ordnungsliebe und Fleiß oder Selbständigkeit und freier Wille?

*) Mehrfachnennungen Quelle: Emnid Informationen, Nr. 6/7, 1976.

1951
%

1954
%

1957
%

1964
%

1967
%

1969
%

1972
%

1974
%

1976
%

Selbständigkeit und freier Wille 28 28 32 31 37 45 45 53 51
Ordnungsliebe und Fleiß 41 43 48 45 48 45 37 44 41
Gehorsam und Unterordnung 25 28 25 25 25 19 14 17 10
Sonstige Antworten 5 4 3 1 3 2 1 1 —
Keine Antworten 1 2 5 6 2 5 3 4 0

100 100*) 100*) 100*) 100*) 100*) 100 100*) 100

Vergegenwärtigen wir uns einige weitere Daten
hierzu, die das Institut für Demoskopie in Allens-
bach in den Jahren 1967—1983 erhob22). Wir
wählen hiervon sechs exemplarische Erziehungs-
ziele aus:

22) Allensbacher Jahrbuch, Bd. VIII, S. 93.

23) Jugendwerk der Deutschen Shell (Hrsg.), Jugendliche +
Erwachsene ’85. Generationsvergleich, 5 Bde., Opladen
1985; vgl. Bd. 5. S. 143 und 233.

Tabelle 2: Wertschätzung von Selbstentfaltungs-
und traditionell empfundenen Erziehungszielen

Quelle: IfD-Allensbach 1983.

1967 1977 1983

a) Sich durchsetzen, sich
nicht so leicht unterkrie-
gen lassen

b) Andersdenkende ach-
ten. tolerant sein

c) Höflichkeit und gutes
Benehmen

d) Die Arbeit ordentlich
und gewissenhaft tun

e) Sich in eine Ordnung
einfügen, sich anpassen

f) Festen Glauben, feste
religiöse Bindung

59 68 68

59 64 72

85 76 76

76 70 75

61 51 46

39 24 27

Eine zugegebenermaßen grobe Interpretation läßt
aus diesen Befunden doch einige Rückschlüsse zu,
die die obigen Tendenzen bestätigen, allerdings
auch darüber hinausgehende Erkenntnisse gewin-
nen lassen, und zwar in dem Sinne, daß sich die
Selbstentfaltungswerte auf einem höheren Niveau

„eingependelt“ haben und dabei einen Wert wie
z. B. Toleranz positiv beeinflussen. Andererseits
läßt sich erkennen, wie ursprünglich wohl eher als
traditionell empfundene Erziehungsideale, etwa
Höflichkeit und Ordentlichkeit, ihre „Talfahrt“ be-
endet, sich entweder stabilisiert haben oder eine
neue Wertschätzung erfahren, weil sich die Verhält-
nisse — insbesondere in ökonomischer Hinsicht —
merklich verändert haben. Und schließlich können
wir feststellen, daß sich „Unterordnung und Bin-
dungen“ — wenngleich auf deutlich niedrigerem
Niveau — ebenfalls zu „beruhigen“ begonnen ha-
ben.

Betrachten wir diese Problematik noch unter einem
weiteren Aspekt, nämlich in bezug auf die unter-
schiedliche Bewertung von Lebensstilen durch Ju-
gendliche und Erwachsene. Hierzu legte die Shell-
Jugendstudie 1985 ein breites Datenmaterial
vor23), indem sie die Ansichten heutiger Jugendli-
cher mit der Jugendgeneration von 1955, also der
heutigen Altersgruppe zwischen 45 und 55 Jahren
verglich. Danach sollten Jugendliche nach Ansicht 
der heranwachsenden bzw. der erwachsenen Gene-
ration heute besonders folgende Verhaltensweisen
lernen (vgl. Tab. 3, S. 38).

Nach dieser Übersicht besitzen offensichtlich die
dezidierten Selbstentfaltungswerte keine überra-
gende Bedeutung mehr, sei es daß ein Sättigungs-
grad eingetreten ist, oder daß dies die gegebenen,
insbesondere ökonomischen Umstände nahelegen.
Jugendliche und Erwachsene unterscheiden sich
diesbezüglich kaum. Andererseits gedenken Ju-
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Tabelle 3: Bewertung von Lebensstilen durch Ju-
gendliche und Erwachsene

Quelle: Shell-Jugendstudie 1985.



jedoch eine neue Entwicklung ab. nämlich derge-
stalt. daß die einstmals generativen Wertkonflikte
und Wertspannungen zu innerpersonalen Wider-
sprüchen werden. Mit der Subjektivierung der
Werte geht daher folglich auch eine weitere Relati-
vierung ihres Gültigkeitsanspruches einher.
Dies führt neuerdings auch zu Kassandra-Rufen aus
einer Richtung, von der man dies kaum erwartet
hätte. So zeigte sich der Vorstandsvorsitzende der
Deutschen-Ford-AG, D. Goeudevert27), sehr be-
sorgt über den Verlust traditioneller ethischer
Werte, der zu einer Einstellung des „Konsums als
Lebenszweck“, verbunden mit einem Mangel an
Fairneß, Solidarität und Verläßlichkeit, geführt
habe. Es sei nötig, daß die Menschen ihre eigene 
Verantwortung wieder ernst nähmen und die
Schuld an negativen Erscheinungen nicht nur den 
anderen zuschöben. Goeudevert sprach in diesem
Zusammenhang von einer „Ideologiekrise“, die
weite Teile der Gesellschaft erfaßt hätte und einer
gedeihlichen — zumal wirtschaftlichen — Entwick-
lung auf Dauer äußerst abträglich sei.

27) Vgl. Daniel Goeudevert, Der Konsum wird zum Lebens-
zweck, in: Süddeutsche Zeitung vom 16. Mai 1988, S. 25.
28) Angaben aus: Elisabeth Noelle-Neumann / Edgar Piel
(Hrsg.), Eine Generation später. Bundesrepublik Deutsch-
land 1953 — 1979, München 1983, S. 89f.; Allensbacher Jahr-
buch 1976. Bd. VI, S. 38; Allensbacher Jahrbuch 1978/1983,
Bd. VIII, S. 128.

29) Vgl. hierzu auch H. Klages (Anm. 14), S. 93ff.
30) Nach Angaben des Statistischen Jahrbuches 1985 (S. 67)
gab es in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1982
insgesamt 25,3 Mio. Privathaushalte, davon waren 7,9 Mio.
Einpersonen- und 7,3 Mio. Zweipersonenhaushalte. Zum
gleichen Zeitpunkt zählte man 22.8 Mio. Familien, dabei
eingeschlossen waren 12.0 Mio. Familien ohne Kinder, 5.1
Mio. Familien mit einem Kind. 3.8 Mio. mit 2,1.3 Mio. mit 3
und 0.5 Mio. Familien mit vier und mehr Kindern.
31) Siehe H. Klages (Anm. 14), S. 79f.

Noch deutlicher läßt sich eine derartige Entwick-
lung auf dem Gebiet religiöser und moralischer Ein-
stellungen nachzeichnen. Einen sehr formalen Indi-
kator, aber einen ersten Einstieg in diese Problema-
tik, stellt zweifellos die Entwicklung der Kirchgang-
häufigkeit dar: Nach Erhebungen des Instituts für
Demoskopie in Allensbach ) bezeichneten sich als
regelmäßige Kirchgänger:

28

Tabelle 4: Entwicklung der Kirchganghäufigkeit
1953—1983, in Prozent

Quelle: IfD-Allensbach 1983.

1953 1963 1973 1983

von den Protestanten 18 15 7 6
von den Katholiken 60 55 35 32
von den unter 30jähri-
gen Protestanten 13 11 2 4
von den unter 30jähri-
gen Katholiken 59 52 19 19

Deutlich erkennen wir einen einschneidenden
Rückgang der Kirchganghäufigkeit in beiden gro-

ßen Konfessionen; die Prozentanteile der jungen
Generation nehmen dabei noch drastischer ab als
die Vergleichswerte im Konfessionsdurchschnitt.
Wenngleich wir aus diesen Zahlen nicht automa-
tisch auf einen Religionsverlust breiten Ausmaßes
schließen können, so gilt doch zweifellos, daß man
hierin eine massive Ablehnung der norm- und sinn-
setzenden Autorität und Instanz „Kirche“ festhal-
ten muß. Mit ihrem traditionellen Wertsystem und
ihrer hierarchischen Autoritätsstruktur gerieten of-
fensichtlich die Kirchen in besonderem Maße in
Konflikt und Widerspruch zu den auf Selbstfindung
und Selbstentfaltung ausgerichteten Bedürfnissen
des „modernen“ Menschen. Da in diesem Zusam-
menhang weder Engagement noch Protest grundle-
gende Änderungen versprachen, nahmen viele die
kaum noch durch soziale Sanktionen bedrohte Ge-
legenheit wahr, sich der Autoritäts- und Normset-
zungsinstanz „Kirche“ (ohne weithin die formelle
Mitgliedschaft aufzukündigen) zu entwinden29 ).

Es ist nun sicherlich nicht der Rückgang der religiö-
sen Bindungen allein, der einen erheblichen Ein-
fluß auf die Einstellungen zu Ehe und Familie aus-
übte; sondern hier kulminierten förmlich alle bis-
lang skizzierten Wertwandlungstendenzen. Nach
dem Verblassen fester Wertorientierungen wurden
Ehe und Familie genauso den „individuellen Le-
bensplanungskalkülen“ (H. Klages) unterworfen,
wie dies anderen Lebensbereichen längst vorab wie-
derfahren war. Ehelosigkeit und hinausgeschobe-
nes Heiratsalter als Verlängerung einer außerfami-
liären Jugendphase, Kinderlosigkeit30 ) als Freisein
von verpflichtenden Bindungen im sozialen Alltag
und „eheähnliche Verhältnisse“ als Privatisierung
der Partnerbeziehungen lassen sich als Ausdruck
„unantastbarer Persönlichkeitsautonomie“ inter-
pretieren. Ehe und Familie verloren ihre Stabilitäts-
elemente als „Keimzelle der Gesellschaft“ und wur-
den unverkennbar in den Dienst der Zuneigungs-
und Entfaltungsbedürfnisse gestellt. Aus dieser
Grundhaltung gehen eine Reihe weiterer Verhal-
tensweisen hervor: Man gedenkt, sich Rückzugs-
und Ausstiegsmöglichkeiten offen zu halten; Kin-
der werden zu Belastungen von Konsum- und Un-
abhängigkeitschancen; Wertinhalte werden neu de-
finiert. Ich möchte dies exemplarisch in Anschluß
an H. Klages31) für den Wert „Liebe“ skizzieren.
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Ein durch Pflicht- und Akzeptanzwerte bestimmter
Mensch versteht „Liebe“ sehr viel mehr als Aus-
druck eines starken Gefühls der Zusammengehö-
rigkeit, in der man das Leben miteinander teilen
möchte; bereit ist, für den anderen da zu sein, sich
für ihn aufzuopfern, ihm treu zu sein. Demgegen-
über werden wir bei einem Träger mit ausgeprägten
Selbstentfaltungswerten eher auf ein Verständnis
von „Liebe“ treffen, das das Gefühl eines großen
Erlebnisses beinhaltet; wofür man sich die Erwide-
rung dieses Gefühles im Sinne einer subjektbezoge-
nen emotionalen Bereicherung oder Erfüllung er-
hofft; man möchte sich mit dem Partner glücklich,
geborgen und frei von Alltagsbeschränkungen füh-
len und seine Frustrationen abladen können, indem
man sich gemeinsam aus den sozialen Zwängen und
Unerquicklichkeiten zurückziehen kann.

Derartige Einstellungen bleiben auf Dauer, auch
wenn sie primär individualistisch ausgerichtet sind,
nicht auf den einzelnen beschränkt, sondern tangie-
ren das Gesamtgefüge der zwischenmenschlichen
Beziehungen; sie werden politisch relevant und be-
stimmen damit die politische Kultur unserer Gesell-
schaft insgesamt. Wenngleich derartige Einstel-
lungsänderungen vorrangig in der jüngeren Gene-
ration anzutreffen sind, kann damit nicht automa-
tisch darauf geschlossen werden, daß sich ein sol-
cherart modifiziertes Potential, einer Lawine
gleich, bislang gültigen gesamtgesellschaftlich ver-
teilten Einstellungen überlagern würde; vielmehr
ist anzunehmen, daß sie wie eine Welle die traditio-
nelle politische Kultur überspülen, sich zum Teil
mit ihr vermischen und dann selbst auslaufen
dürfte.

III. Auswirkungen auf die politische Kultur

Der Begriff der „politischen Kultur“ hat seit seiner
Einführung in die wissenschaftliche Diskussion
durch Gabriel Almond ) im Jahre 1956 eine rasche
Verbreitung erfahren, die seiner analytischen Ent

32

-
faltung nicht immer förderlich war. Ich möchte ihn
deshalb eher in seinem ursprünglichen Verständnis
verwenden und mit .politischer Kultur1 die Gesamt-
heit aller politisch relevanten Einstellungen in einer
Gesellschaft zu einer bestimmten Zeit erfassen333).
Nun ist es unmöglich, diese Gesamtheit politischer
Einstellungen hier auszubreiten; wir müssen uns
deshalb wiederum auf einige besonders kennzeich-
nende Orientierungsmuster beschränken.

32) Gabriel A. Almond, Comparative Political Systems, in:
Journal of Polities. XVIII (1956). S. 391-409.
33) So bei Dirk Berg-Schlosser, Politische Kultur. Eine neue
Dimension politikwissenschaftlicher Analyse. München
1972; Vgl. auch: Wolf Michael Iwand, Paradigma Politische
Kultur. Konzepte. Methoden, Ergebnisse der Political-Cul-
ture Forschung in der Bundesrepublik. Ein Forschungsbe-
richt, Opladen 1985.
34) Vgl. E. Noelle-Neumann / E. Piel (Anm. 28). zit. nach
Shell-Jugendstudie 1985 (Anm. 23). Bd. 3. S. 369.

35) Vgl. Rudolf Wildenmann / Max Kaase. Die unruhige
Generation. Eine Untersuchung zu Politik und Demokratie
in der Bundesrepublik, Mannheim 1968; Max Kaase, Demo-
kratische Einstellungen in der Bundesrepublik, in: R. Wil-
denmann (Hrsg.). Sozialwissenschaftliches Jahrbuch für Po-
litik. Bd. 2. München 1971. S. 119—326.
36) Vgl. H. Klages (Anm. 14). S. 80f.

Zunächst läßt sich ganz allgemein in den Jahren von
1952 bis 1983 ein erheblicher Anstieg des Interesses
für Politik ) feststellen (von 27 Prozent auf 58 Pro34 -
zent); am steilsten verläuft die Kurve bis etwa 1973,
dann stabilisiert sie sich auf relativ hohem Niveau.
Nun zeigt es sich, daß die Werte der jungen Gene-
ration nur im Zeitraum von der Mitte der sechziger
bis zur Mitte der siebziger Jahre über jenen des
Bevölkerungsdurchschnittes liegen; dies stellt jene
Phase dar, in welcher politische Einstellungen am
tiefgreifendsten umgeprägt wurden. Für die Träger
von Seibstentfaltungswerten, wie diese sich haupt-

sächlich in der sogenannten 68er Studenten- und
Schülergeneration vertreten fanden, war politisches
Interesse der Motor, um mit bislang relativ unbe-
kannten, unkonventionellen Methoden und Aktivi-
täten politisches Geschehen zu beeinflussen. Zu
Recht hat Max Kaase 35) dieser „unruhigen Gene-
ration“ ein „links-liberales Demokratieverständ-
nis“ bescheinigt; links-liberal deshalb, weil es vor-
wiegend auf personale Beteiligung und Aktion hin
angelegt war, um Selbstentfaltungsvorstellungen
verwirklichen zu können.
Bezeichnenderweise entwickelte sich für diese neue
politische Partizipationsbereitschaft auch eine
überproportionale „Organisationsfreudigkeit“, die
das politisch-soziale Engagement insbesondere in
„idealistisch orientierte Selbsthilfeorganisatio-
nen“36 ) lenkte. Vor allem diese Art der politischen
Aktivität erschien Trägern von Pflicht- und Akzep-
tanzwerten zunehmend als ein ins Unkontrollier-
bare sich verselbständigendes Unruhepotential. Als
dann jedoch auch der Staat (sozialliberale Koalition
seit 1969) seine Reformpolitik verkündete, mehr
Demokratie wagen und mehr Lebensqualität schaf-
fen wollte, wurde auch die bislang dem Wertwand-
lungsschub mehr oder weniger verständnisvoll zu-
schauende „schweigende Mehrheit“ in den Bann
dieser Auseinandersetzung geschlagen. Diese Auf-
bruchstimmung dauerte indes nur solange an, bis
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die „Grenzen des Wachstums“ deutlich erkennbar
und spürbar wurden (Ölkrise. Grenzen des Sozial-
staates, Umweltschutz, Friedenssicherung).

Dies konnte nicht ohne Auswirkungen auf das
Staatsvertrauen bzw. die Systemzufriedenheit der
Bevölkerung bleiben. Auch hier zeigten sich unter-
schiedliche Tendenzen: Während die Träger von
Selbstentfaltungswerten (überwiegend die jüngere
Generation) hauptsächlich deswegen zunächst den
etablierten Parteien und dann auch dem politischen
System Legitimation entzogen, weil sie in ihrem
politischen Partizipationsstreben an unüberwindli-
che Barrieren stießen (Kernkraftwerke und techni-
sche Großprojekte konnten nicht verhindert wer-
den; tiefgreifende Bewußtseinsänderungen in der
Bevölkerung — Friedensbewegung, Umweltschutz
— blieben aus), rührte der Vertrauensschwund der
„schweigenden Mehrheit“ bzw. insbesondere der
Träger von Pflicht- und Akzeptanzwerten stärker
aus der Enttäuschung über das „Versagen des Staa-
tes“, weil er die sozialen Leistungen und Sicherhei-
ten (siehe Arbeitslosigkeit, Rezession, Steuerpro-
gression u. a.) nicht mehr in befriedigendem Maße
gewährleisten bzw. gewähren konnte. Die politi-
sche Kultur wurde „brüchig“37).

37) Vgl. K. Sontheimer (Anm. 1). S. 123.
38) Bei dieser Untersuchung handelt es sich um eine Regio-
nalstudie zur politischen Kultur bei beschäftigten und ar-
beitslosen Jugendlichen im Raum Passau, Deggendorf,
Schwandorf (Niederbayern/Oberpfalz). Die Daten wurden
bei insgesamt 2100 Jugendlichen im Alter von 15 bis 24 Jah-
ren erhoben. Für die zur Diskussion stehenden Aussagen
haben wir den Probandenkreis ab 18 Jahren herausgefiltert
und eigens untersucht. Hierbei handelte es sich um circa 720
Befragte, von denen ein knappes Drittel (n = 213), etwa 30
Prozent arbeitslos, d. h. ohne Lehrstelle oder ohne Beschäf-
tigung waren. Die Daten wurden im Herbst/Winter 1985/86
erhoben. Die Ergebnisse insgesamt sollen in einer Monogra-
phie zur Problematik der politischen Kultur arbeitsloser Ju-
gendlicher im Laufe des Jahres 1988 veröffentlicht werden.

39) Die referierten Korrelationen lagen alle mindestens auf
dem 5-Prozent-Wahrscheinlichkeitsniveau; Zusammen-
hänge werden nur dann angeführt, wenn die entsprechenden
Koeffizienten (in der Regel Gamma oder Cramer’s V) eine
Stärke über 0.10 anzeigten. Die Werte wurden aus Gründen
der besseren Lesbarkeit des Textes dort nicht angegeben.
40) Das politische Interesse bzw. die politische Informiert-
heit maßen wir mit einer fünfstufigen Skala. Dabei entfielen
auf die beiden niedrigsten Werte .wenig* oder .überhaupt
kein Interesse für Politik* 46,2 Prozent bzw. .wenig* oder
.kein Bescheidwissen über Politik* 39,7 Prozent. Die beiden
Mittelwerte 38.4 Prozent bzw. 24.5 Prozent absorbierten zu-
dem weitere hohe Potentiale von den beiden „positiven“
Werten.
41) Vgl. hierzu auch R. Roth (Anm. 12), S. 231 ff. sowie
256f.; Dort konnte festgestellt werden, daß postmateriali-
stisch eingestellte Jungwähler wohl vor allem auch deshalb in
kritische Distanz zum politischen System gehen, weil sie sich
in ihrer Partizipationsbereitschaft auf ein „verrechtlichtes
Legitimationsdenken** abgedrängt fühlen, wodurch die Ge-
fahr entsteht, daß sie noch mehr dem politischen System ent-
fremdet werden.

Diese Brüchigkeit scheint in besonderem Maße
darin erkennbar zu sein, daß ein Großteil der her-
anwachsenden Generation — darunter viele Jung-
wähler — offensichtlich weithin nur formaldemo-
kratische Lippenbekenntnisse abgibt, die tiefer ge-
hende kognitive, affektive und evaluative Reflexio-
nen und Verankerungen allenfalls nur bedingt er-
kennen lassen. Diese Aussage sollen mit einigen
empirischen Befunden aus einer eigenen regionalen
Jugendstudie38) untermauert werden, um damit
gleichsam in einer aktualisierenden Momentauf-
nahme auf einige konkrete Probleme der politi-
schen Kultur der Jungwähler aufmerksam zu ma-
chen.

Nach dieser Untersuchung bekundeten 62,3 Pro-
zent der Befragten, daß sie sehr bzw. überwiegend
mit dem Funktionieren unseres politischen Systems

zufrieden wären; waren unsere Probanden indes
arbeitslos oder schätzten sie die wirtschaftliche Zu-
kunft pessimistisch ein, so sank dieses Zufrieden-
heitsniveau bereits deutlich ab39 ). Die Systemzu-
friedenheit nahm ferner auch dann beträchtlich
ab, wenn das politische Anomiepotential wuchs —:
daß man überhaupt oder überwiegend keinen Ein-
fluß darauf hätte, was die Regierung tue, das mein-
ten immerhin zwei Drittel (65,7 Prozent) unserer
Befragten. Ebenso äußerten sich unsere Jungwäh-
ler mit dem Funktionieren unseres politischen Sy-
stems um so unzufriedener, je weniger sie sich für
Politik überhaupt interessierten bzw. je weniger in-
formiert sie sich in politischen Dingen einschätz-
ten40 ).

Bedenkt man jene relativ niederen Grade an politi-
schem Interesse, politischer Informiertheit bzw. po-
litischer Kompetenz, so scheint in der Tat die oben
bekundete Systemzufriedenheit auf sehr tönernen
Füßen zu stehen. Fügen wir noch zwei Mosaiksteine
hinzu, nämlich je einen exemplarischen Befund für
materialistische bzw. postmaterialistische Einstel-
lungstendenzen41 ): Jungwähler, denen stärker an
der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung ge-
legen war, zeigten sich danach eher zufrieden; jene
Befragte aber, die sich mehr Einfluß auf die Regie-
rungsentscheidungen wünschten, äußerten sich
deutlich unzufriedener mit dem derzeitigen Funk-
tionieren unseres politischen Systems.

Nun stellt zweifellos die Systemzufriedenheit einen
wichtigen Aspekt der politischen Kultur insgesamt
dar. Darüber hinaus sollten wir — neben einer
Reihe anderer Problembereiche — unsere Auf-
merksamkeit aber auch auf Einstellungen richten,
die zwischenmenschliches Vertrauen, Bereitschaft
zur Gewalt, Potentiale zu radikaler Gesellschafts-
kritik. Tendenzen zur Aufhebung des Parteienplu-
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ralismus, aber auch die Fähigkeit, Konflikte oder
Kritik auszuhalten bzw. zu meistem, beinhalten
oder signalisieren. Auch hierbei geht es in erster
Linie nicht so sehr um die Summe derartiger Poten-
tiale, sondern vielmehr um eventuelle Belastungen
für die politische Kultur insgesamt.

Unsere Gesellschaft von Grund auf für verrottet
und einer radikalen Erneuerung bedürftig, hielten
demnach etwa 16 Prozent unserer befragten Jung-
wähler; daß es in jeder Demokratie — so auch der
unseren — Konflikte gäbe, die man nur mit Gewalt
lösen könnte, davon zeigten sich etwa ein Viertel
(27,8 Prozent) überzeugt. Über die Hälfte unserer
Befragten (54,8 Prozent) stimmten dem Statement
— wenn auch in unterschiedlicher Stärke — zu, daß
die Auseinandersetzungen zwischen den Interes-
sengruppen und ihre Forderungen an die Regierung
dem Allgemeinwohl schadeten. Nicht überraschen
konnte es uns daher, wenn ein Viertel (26,5 Pro-
zent) die Auffassung unterstützte, wir sollten wie-
der eine einzige starke Partei haben, die die Inter-
essen aller verträte. Derartige „Sehnsüchte nach
einem starken Staat“ ) resultieren sicherlich auch
aus einem mangelnden zwischenmenschlichen Ver
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-
trauen. auf Grund dessen man zur Kooperation
bereit und zur Konfliktaustragung auf rationaler
Basis fähig wäre. Denn nur 14 Prozent unserer Be-
fragten waren geneigt, ihren Mitmenschen mehr
oder minder uneingeschränkt zu vertrauen; 36,1
Prozent machten ihr Vertrauen von den Umständen
abhängig, während 47,9 Prozent lieber vorsichtig
sein wollten bzw. glaubten, nicht vorsichtig genug
sein zu können.

Bei alledem beruhigt es wenig, wenn wir die Jung-
wähler, die Arbeit haben, in der Regel deutlich
positiver eingestellt fanden. Gerade das Faktum der
Arbeitslosigkeit erwies sich in diesem Zusammen-
hang als spürbar belastendes Element für die Ent-
faltung einer gedeihlicheren politischen Kultur. In
diesem Zusammenhang kam auch dem Bildungsni-
veau eine beachtenswerte Bedeutung zu: Mit stei-
gender Bildung nahm auch die Bereitschaft zu. an-
deren Vertrauen entgegenzubringen; gleichzeitig
wiesen jene Jungwähler das Ansinnen entschiede-
ner zurück, in der Demokratie Konflikte mit Ge-
walt lösen zu wollen; ebenso wurde jene radikale
gesellschaftskritische Einstellung mit größerem
Nachdruck abgelehnt; ferner verfiel das Statement,
die Auseinandersetzungen der Interessengruppen
schadeten dem Gemeinwohl, einer überzeugende-
ren Distanzierung, und schließlich konnten wir mit
zunehmendem Bildungsniveau erkennen, daß un-

sere Jungwähler unreflektierten Tendenzen zu ei-
nem Einparteiensystem deutlich einen Riegel vor-
schoben.
Derartige Befunde sind zweifellos erfreulich. Sie
unterstreichen die wichtige Bedeutung einer gedie-
genen politischen Bildung; wir dürfen uns aber
nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese Befunde
primär auf einem solideren rationalen Reflexionsni-
veau Zustandekommen. Mit anderen Worten: Die
kognitive Verankerung von entsprechenden Infor-
mationen und Einstellungen ist für die politische
Kultur unabdingbar, aber alleine nicht hinreichend.
Wir müssen zu affektiven Bindungen und Werthal-
tungen vorstoßen und diese mit den kognitiven Ein-
sichten verknüpfen, wenn wir eine demokratische
politische Kultur erreichen und sichern wollen. Daß
wir hiervon zum Teil noch weit entfernt sind, mö-
gen einige Befunde verdeutlichen.
Betrachten wir in diesem Zusammenhang die — an
sich — unverfängliche Aussage: „Ich bin stolz dar-
auf, Deutscher zu sein.“ Zunächst stellten wir dabei
mit ausgeprägterem Nationalstolz eine sehr deutli-
che „Rechts“-Orientierung auf dem politischen
„Links-Rechts-Kontinuum“ fest. Ebenso unüber-
sehbar wiesen jene stärker national-gesonnenen
Jungwähler ein geringeres Bildungsniveau auf. Daß
nun gerade diese Jungwähler sich stärker mit dem
Funktionieren unseres politischen Systems zufrie-
den zeigten, setzt wohl ein erstes Alarmsignal, da
wir es hierbei offensichtlich mit einem stärker affek-
tiven Nationalstolz zu tun haben, dem offensichtlich
die kognitiv-reflektierende Komponente in be-
trächtlichem Maße abgeht.
Noch deutlicher lassen sich die bisherigen Aussagen
untermauern, wenn wir zur Kenntnis nehmen müs-
sen, daß jene Jungwähler mit ausgeprägterem Na-
tionalstolz entschiedener den Ruf nach einer einzi-
gen starken Partei unterstützen, die Aufrechterhal-
tung von Ruhe und Ordnung mit Vorrang auf ihre
Fahnen schreiben, ferner auch die Lösung von Kon-
flikten mit Gewalt entschiedener befürworten und
schließlich in geradezu fataler Uneinsicht der Auf-
fassung zustimmen, „als Deutscher halte ich zu mei-
nem Land, selbst dann, wenn hier etwas geschieht,
das gegen meine persönliche Überzeugung
geht“432 ). Bei diesen Jungwählern konnten wir um-
gekehrt nun ein geringeres politisches Interesse, ein
höheres Anomiepotential, zudem eine entschiede-
nere Ablehnung von Partizipationsmöglichkeiten
und -aktivitäten sowie beispielsweise auch die stär-
kere Ausprägung traditioneller Rollenmuster ge-
rade im Hinblick etwa auf die gesellschaftliche Stel-
lung der Frau feststellen.

42) Immerhin stimmten 45.6 Prozent überwiegend der Aus-
sage zu: „Am wirksamsten läßt sich der Staat von starken
Persönlichkeiten führen, alles andere verwirrt nur.“

43) Für diese Korrelation erhielten wir bei p < 0.001, einen
Wert für Gamma von 0.71!
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In deutlichem Gegensatz stand hierzu die politisch
sehr relevante Einstellung der Kritikfähigkeit. Jene
Jungwähler mit ausgeprägterer kritischer Grund-
orientierung wiesen die eben angeführten besorg-
niserregenden Ansichten doch nachdrücklicher zu-
rück, zeigten sich politisch stärker interessiert und 
besser informiert und votierten deshalb auch ent-
schiedener für eine aktive politische Partizipation,
zumal sie ein deutlich geringeres Anomiepotential
aufwiesen. Andererseits ließen diese Jungwähler in
gewissem Umfang eine geringere Zufriedenheit mit
dem Funktionieren unseres politischen Systems er-
kennen44 ).

44) Die Kon elation erwies sich dabei nicht als beängstigend;
wir erhielten bei p < 0.01 ein Gamma von —0.03.
45) Vgl. in diesem Zusammenhang die verdienstvollen Ar-
beiten von Bernhard Schäfers, Jugendliches Wählerverhal-
ten, in: Gegenwartskunde (1987) 3. S. 349 — 354; Wolfgang
W. Weiß, Politisches Verhalten Jugendlicher, in: B. Schä-
fers, Soziologie des Jugendalters, Opladen 19853, S. 129—
145; Franz U. Pappi. Wahlverhalten und politische Kultur,
Meisenheim 1970; Joachim Hofmann-Göttig, Die jungen
Wähler. Frankfurt 1984.
46) Ursula Feist, Unterwegs zur politischen Identität: Die
Jungwähler, in: Carl Bohret u. a. (Hrsg.), transfer 2. Wahl-
forschung: Sonden im politischen Markt, Opladen 1976,
S. 176—186; hierzu auch Walter Jaide, Achtzehnjährige.
Zwischen Reaktion und Rebellion, Opladen 1978.
47) Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit
(Hrsg.), Die verunsicherte Generation. Jugend und Wert-
wandel, Opladen 1983.
48) Klaus Allerbeck / Wendy Hoag, Jugend ohne Zukunft?
Einstellungen, Umwelt, Lebensperspektiven, München
1985.
49) Hilfreich hierzu: Rüdiger v. Voss / Karl Friedrich
(Hrsg.), Die Jungwähler. Was sie denken und wie sie ent-
scheiden, Stuttgart 1986.

50) Vgl. Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Freiheitliches Verfas-
sungsdenken und Politische Bildung, Stuttgart 1980,
S. 131.

Ziehen wir aus dem Dargelegten ein Resümee:
Wenn wir uns mit Entwicklungstendenzen und Pro-
blemen der politischen Kultur — zumal der Jung-
wähler — auseinandersetzen, so genügt es nicht,
auf deren Wahlverhalten und deren Wahlbeteili-
gung45) alleine abzuheben, so wichtig derartige Be-
reiche und Faktoren auch sein mögen. Zweifellos
befinden sich die Jungwähler noch auf dem Weg zu
ihrer politischen Identität, wie das U. Feist46 ) zu-
treffend formuliert hat. Damit aber keine „verunsi-
cherte Generation“47 ) oder gar eine „Jugend ohne
Zukunft“48 ) heranwächst, muß man möglichst das
gesamte Spektrum ) der politischen Kultur im
Auge haben; leider fehlt es hierzu allzu häufig an
einem hinreichenden empirischen Datenmaterial,
das speziell auch unter diesem politikwissenschaft-
lichen Analyseanliegen aufbereitet werden kann.

Wir stellen in der heranwachsenden Generation,
wobei wir uns hierbei insbesondere für die Jung-
wähler interessierten, bei allen durchaus auch zu
registrierenden positiven Entwicklungen in bezug
auf die politische Kultur immer wieder doch auch

besorgniserregende Potentiale von politischem
Desinteresse und politischer Uninformiertheit fest,
die dann etwa auch das hohe Maß an bekundeter
Systemzufriedenheit doch relativ kritisch erschei-
nen lassen. Bei einer tiefer gehenden Analyse er-
kennt man dabei, daß offensichtlich weiten Kreisen
dieser jungen Staatsbürger die — zugegebenerma-
ßen — nicht einfachen politischen und gesellschaft-
lichen Probleme noch komplizierter erscheinen, so
daß es zur Ausprägung von zum Teil nicht unerheb-
lichen Anomiepotentialen kommt. Dies begünstigt
offensichtlich in der Jungwählergeneration grob ge-
sprochen zwei politische Verhaltensmuster: Da Po-
litik nur mehr unzureichend als Prozeß begriffen
und durchschaut wird, wachsen formaldemokrati-
sche, harmonisierende Lippenbekenntnisse, die
eher dazu verleiten, sich an einer engagierten poli-
tischen Partizipation nicht zu beteiligen. Auf der
anderen — mehr gesellschaftlichen — Seite tendiert
ein nicht unbeträchtlicher Teil zu individualisti-
schen Einstellungen, indem man das Recht zur
Durchsetzung der eigenen Interessen und Bedürf-
nisse — angesichts auch der objektiven und subjek-
tiv empfundenen Schwierigkeiten — glaubt in die
eigenen Hände nehmen zu sollen. Auf der anderen
Seite des politischen Spektrums finden sich nicht zu
übersehende Potentiale, die ohnehin die Ansicht 
teilen, es gäbe auch in unserer Gesellschaft Kon-
flikte, die man mit Gewalt lösen müßte.

Der Mangel an Einsicht in das Wesen des politi-
schen Entscheidungsprozesses reduziert folglich
auch bei vielen Jungwählern den Aufbau und die
Ausbildung von politischen Verhaltensweisen wie
Kooperationsbereitschaft, Toleranz oder Konflikt-
fähigkeit; dies begünstigt eine politische Kultur, die
mit hohen Anomiepotentialen belastet ist, wodurch
dann in der konkreten Situation eher — wenn es
zum Handeln kommt — Konflikte durch Konfron-
tation und weniger durch Kooperation zu bewälti-
gen versucht werden, wenn man nicht ohnehin als-
bald nach dem starken Mann schielt oder ruft, der
die Interessen aller harmonisieren soll und Kon-
flikte gar nicht erst aufkommen läßt. Was wir bekla-
gen müssen, ist demnach nicht so sehr die fehlende
politische Partizipationsbereitschaft, sondern der
Mangel an politischer Kompetenz.

Was wäre zu tun? Zwei Ziele möchte ich anspre-
chen: Wir müssen unsere Jugendlichen — und da-
mit unsere künftigen Jungwähler bzw. Staatsbürger
— weitaus entschiedener als es bisher gelungen ist,
zu einer „kritikfähigen Identifikation“50) mit den
Werten und Normen unserer freiheitlich-demokra-
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tischen Ordnung auf der Basis eines rationalen Ur-
teils führen. Darüber hinaus ist es notwendig, in der
Gesellschaft überzeugende Vorbilder einer partizi-
pationsbereiten, kooperationswilligen und konflikt-

fähigen politischen Kultur zu bieten, an denen sic
unsere Jugendlichen entsprechend orientieren un
die Chance einer lohnenden Mitarbeit und Mitge
staltung erkennen und erfahren können.
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Max Kaase/Wolfgang G. Gibowski: Die Landtagswahlen 1987/88
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30-31/88, S. 3—18

Landtagswahlen haben als sogenannte Nebenwahlen in der deutschen Wahlsoziologie bisher keine große
Aufmerksamkeit gefunden. Die Gründe dafür sind vielfältig; von Bedeutung dürfte sein, daß in einem
räumlich begrenzten und so extrem vernetzten Staat wie der Bundesrepublik Landtagswahlen nur schwer
einen eigenständigen Status erreichen. Hinzu kommt, daß in der Wahrnehmung der Wähler eine klare
Bedeutungshierarchie hinsichtlich der unterschiedlichen politischen Ebenen besteht, wie es beispielsweise
auch in der Wahlbeteiligung zum Ausdruck kommt.
Der vorliegende Beitrag analysiert die Landtagswahlen seit 1987 vor dem Hintergrund der allgemeinen
politischen Trends und berücksichtigt für die Bewertung der Wahlergebnisse auch die Bundes- und Land-
tagswahl-Trends in den jeweiligen Bundesländern seit 1969.
Das politische Klima, in welchem die Landtagswahlen seit 1987 stattfanden, war aufgrund der in der
Wahrnehmung der Bevölkerung für die Bonner Regierung erfolgreich verlaufenen Wahl für die Regie-
rungsparteien zunächst günstig. In dieser Phase fand die Landtagswahl in Hessen statt, die zum Regie-
rungsverlust der SPD führte. Die späteren Landtagswahlen fallen in eine Zeit schwindenden Ansehens der
CDU/CSU bei tendenzieller Klimaverbesserung zugunsten der FDP. Die Entwicklung der Kompetenz-
beurteilungen der Bonner Regierung und einer SPD-geführten Bundesregierung belegt, daß die Klima-
verschlechterung zu Lasten der CDU/CSU mit einem Kompetenzrückgang bei allen Themen, mit Aus-
nahme der Abrüstungsproblematik, einhergeht. Nur wenn es um die Ankurbelung des wirtschaftlichen
Wachstums geht, ordnet die Mehrheit der Wähler der Bonner Regierung eine höhere Kompetenz zu als
einer SPD-geführten Bundesregierung.
Die Analyse zeigt, daß — mit Ausnahme von Hamburg — die Wahlergebnisse der CDU in den Bundes-
ländern während der sozialliberalen Regierungszeit zum Teil wesentlich günstiger ausfielen als seit der
Wende. Daß die CDU in den Bundesländern von ihrer Oppositionsrolle im Bund bis 1982 profitieren
konnte, ist ein weiterer Beleg für die These, daß die Wahlergebnisse in den Bundesländern sehr stark vom
bundespolitischen Kontext bestimmt werden.

Heinz Ulrich Brinkmann: Wahlverhalten der „neuen Mittelschicht“ in der Bundesrepublik
Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30-31/88, S. 19—32

Der vorliegende Aufsatz leistet einen Beitrag zur Untersuchung des Wahlverhaltens der sogenannten
„neuen Mittelschicht“. Über ihr Wahlverhalten besteht in der wissenschaftlichen Forschung und in den
Parteien große Unsicherheit. Ebenso fehlt es bisher an einer allgemeingültigen Definition der „neuen
Mittelschicht“. Diese Schicht gewinnt allein schon durch ihre quantitative Zunahme an Bedeutung.
Unter „neuer Mittelschicht“ werden im folgenden alle Angestellten und Beamten in gehobenen/höheren
Positionen zusammengefaßt sowie alle Angestellten/Beamten mit einem überdurchschnittlich hohen Schul-
abschluß. Es wird eine Kombination aus überdurchschnittlicher beruflicher Position und überdurchschnitt-
licher Bildung zugrunde gelegt, die sich auf identische Interessenlagen und identische Sozialisationserfah-
rungen bezieht.
Innerhalb der Angestellten- und Beamtenschaft wird mit steigender Berufsposition tendenziell noch immer
für eher konservative Parteien (insbesondere CDU/CSU) gestimmt. Bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang der beträchtliche Unterschied im Wahlverhalten zwischen den bis 1945 und den seit 1946 Gebo-
renen. Soziodemographische Faktoren wie beruflicher Status, Bildung, Geschlecht, Kirchgangsfrequenz
und Gewerkschaftsnähe verlieren vor allem unter den seit 1946 Geborenen ihre traditionelle Funktion, die
in der festen Einbindung in parteipolitische Wahlkoalitionen bestand. Die Faktoren „Geschlecht“ und
„höhere Bildung“ kehren ihre alten Wirkungen geradezu um. Die Veränderungen sind in der „neuen
Mittelschicht“ am stärksten ausgeprägt.
Die in den sechziger Jahren einsetzenden Veränderungen in der Wirtschafts- und Sozialstruktur haben
offensichtlich zu Auswirkungen auf das politische Verhalten insbesondere bei den jüngeren Wählergruppen
geführt. Als Folge nehmen die Unterschiede zwischen den einzelnen Angestellten-ZBeamten-Kategorien
ab, wie auch die Parteianteile nicht mehr mit der sozialen Hierarchie durchgehend übereinstimmen. Im
Vergleich dazu hat sich die Differenz zwischen den Generationen vergrößert. Veränderungen von einer
Wahl zur anderen verlaufen jedoch in allen Berufsgruppen relativ gleichmäßig.



Rainer A. Roth: Entwicklungstendenzen der politischen Kultur bei Jungwählern
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 30-31/88, S. 33—44

Nach den turbulenten Ereignissen des Jahres 1968 und der Aufbruchstimmung in der Anfangsphase der
sozialliberalen Koalition zeichneten sich Tendenzen für einen Wertwandel ab, der manche die Befürchtung
äußern ließ, wir könnten am Ende gar eine andere Republik erhalten. Mittlerweile scheinen jene Ansätze
weithin versandet zu sein. Dennoch haben sich seither etliche soziopolitische wie sozioökonomische Rah-
menbedingungen verschoben, so daß wir von einer postindustriellen Gesellschaft sprechen können.
Nicht ganz unbeeinflußt blieben hiervon zweifellos auch die politischen Einstellungen, zumal jene der
heranwachsenden Generation, insbesondere jene der Jungwähler. Dennoch hat die „stille Revolution“
nicht zu einem unaufhaltsamen Wandel weg von materialistischen Orientierungen und hin zu postmate-
rialistischen Werthaltungen geführt, wenngleich wir in den siebziger Jahren doch eine deutliche Abkehr
gerade bei der jüngeren Generation von Pflicht- und Akzeptanzwerten und eine Hinwendung zu Selbst-
entfaltungswerten feststellen können. Derartige Umprägungen bzw. Gewichtsverschiebungen lassen sich
auch für verschiedene andere Werthaltungen nachweisen.
Es kann kein Zweifel bestehen, daß derartige Veränderungen nicht unbeträchtlich die politische Kultur
insbesondere der Jungwähler beeinflussen. Konnte man in ihnen einst die Vorhut einer postmaterialistisch
orientierten politischen Kultur vermuten, so deutet manches darauf hin, daß dieses Bild in den achtziger
Jahren zum Teil beträchtlich zu relativieren ist, und zwar gerade dort, wo man formale Partizipations- und
Loyalitätsbekundungen einer genaueren Analyse unterzieht. Wenn auch Kassandrarufe unangebracht
erscheinen, so gilt es doch, auf Defizite, mögliche Fehlentwicklungen und Gefahren für die politische
Kultur insgesamt aufmerksam zu machen.


